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Hicht für die Amtliche Sammlung!

Rechtssatzt Zum Handeln auf eigene Gefahr. Gefällig­
keitsfahrt.

Aktenzeichen: VI ZR 22/54 
Urteil des BGH vom 23. Mäfcz 1955 OLG Nürnberg
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rkttndet am 23. März 1953 

_ lessa, Justizsekretär als 
kundsbeamter der Geschäfts­
elle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Hechtsstreit

a h ' W  W M W h  -aha J

e Mutter9 die

Beklagten, Berufungskläger, Anschluss­
berufungsbeklagten und Revisionskläger

- Prozeesbevollmächtigter: Hechtsanwalt Justizrat Br

- Prozessbevollmächtigter: Hechtsanwalt Br.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 23» März 1955 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Br.Kleinewefers, Br .Meyer, Hanebeck, Br.Bode 
und Br.Kreft

für Hecht erkannt:
Bie Revision der Beklagten gegen das den Par­
teien im schriftlichen Verfahren am 24. Okto­
ber 1953 zugestellte Urteil des 3* Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts in Nürnberg wird zurück­
gewiesen.
Bie Kosten der Revision werden den Beklagten 
als Gesamtschuldnern auferlegt.

gegen

Kläger, Berufungsbeklagten, Anschluss- 
berufungskläger und Hevisionsbeklagten

Von Hechts wegen



Tatbestand:

Der Ehemann be zw, der Vater der Kläger, Erich 
, besuchte am Abend des 28. April 1950 gegen 20 

Uhr die Gastwirtschaft in N ^ m ^  Ge­
gen 23 Uhr kam auch Valentin W f p m i B B ’ der Ehemann 
bezw, Vater der Beklagten, in dieses Lokal. Nach Mitter­
nacht bot dem O j H H H R  ihn auf seinem

, Motorrad (Viktoria 342 ccm) auf der Heimfahrt mitzuneh- 
men. war äamit einverstanden. Gegen 0,30 Uhr
verliessen beide die Gastwirtschaft, kehrten jedoch ge­
gen 1 Uhr nochmals zurück. Gegen 2.15 Uhr trafen sie 
in der Nähe des Württemberger Hofes Frau ^
Herrn Sie verweilten etwa 10 Minuten, fuhren
neben beiden den Hing entlang bis in Höhe des Opernhau- 

x.ses und blieben dort etwa 15 Minuten stehen. Alsdann fuh- 
ren sie weiter in Bichtung Plärrer. G ^ m ^  saas hinter 

au* dem Gepäckständer. Mit hoher Geschwin­
digkeit ging die Fahrt Über den Plärrer den Hing entlang
durch den Spittlertorgraben. In der leichten Kurve am✓
Ende des Spittlertorgrabens, etwa bei der Einmündung der 
Strasse Kontomazgarten auf den Hing, geriet die Maschine 
gegen 3 Uhr zu weit nach rechts, streifte den Handstein 
und prallte gegen einen auf dem Gehweg stehenden Leitungs 
mast. W j f H H H H i  und wurden auf die Fahrbahn
geschleudert. Sie erlitten schwere Verletzungen, an deren 
Folgen sie kurz darauf versterben, ohne das Bewusstsein 
wiedererlangt zu haben.

Die Strasse war an der Unfallstelle breit und über­
sichtlich. Sie war in gutem Zustand (asphaltiert) und 
trocken. Die Kläger haben den Unfall allein auf die Uber
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höhte Geschwindigkeit zurückgeführt und die Beklagten als 
Erben des R m H H H B  auf Schadenersatz in Anspruch ge­
nommen»

Die Beklagten haben Abweisung der Klage beantragt und 
geltend gemacht, habe gewusst, dass W U H H H i
betrunken gewesen und ein Pahren ohne Soziussitz und Puß- 
rasten gefährlich sei» Ein Anspruch könne daher wegen still­
schweigenden Haftungsverzichts und Handelns auf eigene Ge­
fahr nicht erhoben werden. Ein Anspruch entfalle auch, weil 
eine Gefälligkeitsfahrt vorliege. Mindestens aber müsse ein 
mitwirkendes Verschulden des Gaiwanger angenommen werden.

Bas Bandgericht hat die erhobenen Klageänsprüche zu 
3/4, das Berufungsgericht hat sie in vollem Umfange dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt.

Gegen das Berufungsurteil wenden sich die Beklagten, 
um eine volle Abweisung der Klageansprüche zu erreichen. 
Die.Kläger bitten, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgrttndei 

Bie Revision ist nicht begründet.

I.

1» Bas Berufungsgericht hat festgestellt, dass W f R  
trotz der dort damals bestehenden Geschwindig­

keitsbegrenzung mit mindestens 80 km/st, also mit über­
mässig hoher Geschwindigkeit,' gefahren und dass infolge-
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dessen das Motorrad bei der leichten Linksbiegung der 
Strasse aus der Kurve herausgetragen worden ist, den Rand­
stein gestreift hat, auf den Gehsteig geraten und auf 
einen einbetonierten Leitungsmast aufgeprallt ist.

Mit Recht hat das Berufungsgericht hiernach ein 
schuldhaftes Verhalten des angenommen. Soweit
es das Verhalten als eine grobe Ausser£eht las sung der er­
forderlichen Sorgfalt bezeichnet hat, ist diese im wesent­
lichen dem Tatrichter obliegende Wertung hier nicht zu be­
anstanden. Insoweit werden von der Revision auch keine Be­
denken erhoben.

2. Zutreffend ist auch die Annahme des Berufungsge­
richts, dass aus dem Vorliegen einer Gefälligkeitsfahrt 
allein nicht auf einen Haftungsausschluss zu schliessen 
ist. Wie der erkennende Senat bereits in seiner Entschei­
dung vom 13* Januar 1954 - VI ZR 59/52, die auch einen 
grob fahrlässig verursachten Verkehrsunfall zum Gegenstand 
hatte, ausgeführt hat, kann aus der Tatsache allein, dass 
der Verunglückte zu der Bahrt eingeladen worden ist, kein 
stillschweigender Verzicht auf eine Schadenshaftung herge­
leitel? werden, insbesondere nicht auf eine sich aus grober 
Bahrlässigkeit des Rührers ergebende Verpflichtung zum 
Schadenersatz. Irgendwelche weiteren Umstände, die eine 
Haftungsbegrenzung ergeben könnten, liegen nach den vom 
Berufungsgericht getroffenen Feststellungen nicht vor.

3* Der Tatrichter hat nicht feststellen können, dass 
als höchstens 2 Glas Bier in 1 bis 1' l/2 

Stunden getrunken hat. Es war diesem kein Alkoholgenuss 
anzumerken, als er in die Wirtschaft kam. In seinen weite-



ren Erörterungen zu der Präge, ob ein mitwirken­
des ursächliches Verschulden an dem Unfall trifft, hat das 
Berufungsgericht sogar die Feststellung getroffen, dass 

nicht unter Alkoholeinfluss gestanden hat*
Ein Handeln auf eigene Gefahr könnte aber nur gegeben sein, 
wann die Gefahr erkannt hätte, die mit einer
Trunkenheit des verbunden gewesen wäre. Bas
Bewusstsein der Gefährdung ist stets Voraussetzung eines 
stillschweigenden Haftungsverzichts oder eines Handelns 
auf eigene Gefahr (BGHZ 2, 159 sowie die Entscheidungen 
des erkennenden Senats vom 17* Pezember 1952 = VersR 1953 > 
85; vom 16. Januar 1953 VI ZR 50/52; vom 23* September 
1953 * VersR 1953, 435; vom 24. November 1954 VI ZR 255/53 
VersH 1955, 120). Da es nach .den Ausführungen des Berufungs 
.geriehts an diesem Bewusstsein gefehlt hat, ist in der an­
geblichen Trunkenheit mit Hecht kein einen Anspruch a b ­
schliessendes Handeln auf eigene Gefahr gesehen worden»

4« Zu Unrecht wendet sich die Revision dagegen, daß 
das Berufungsgericht einen Haftungsausschluss wegen des 
Mitfahrens ohne Soziussitz verneint hat* Pie Revision irrt, 
wenn sie meint, das Berufungsgerieht habe übersehen, dass 
Gaiwanger die aus dem fehlenden Sitz sich ergebende Gefahr 
erkannt habe. Pas Berufungsgericht ist vielmehr davon aus­
gegangen, Gaiwanger habe spätestens beim Antritt der Fahrt 
erkannt, dass das Motorrad nicht, für die Mitnahme eines 
Beifahrers ausgerüstet gewesen sei, da Soziussitz und FuB- 
rasten gefehlt hätten. G f l H H R h a b e  dies hingenommen und 
sich nicht von der Fahrt abhalten lassen. Hieraus, so hat 
das Berufungsgericht ausgeführt, könne die Einwilligung 
zu einer Übernahme dieser Gefahr entnommen werden; für die 
aus der mangelhaften Sitzgelegenheit möglicherweise her-
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vorgehenden Gefahrenmomente wäre somit ein Haftungsaus­
schluss anzunehmen. Das Berufungsgericht kommt aber zu 
dem Ergebnis» dass sich der Haftungsausschluss nicht aus­
wirkt» weil diese Mängel in keinem Zusammenhang mit der 
Geschwindigkeit des Kraftrades und den aus ihr hervorge-' 
gangenen Gefährdungsmöglichkeiten gestanden hätten. Y/enn 
die Revision in diesen Ausführungen einen materiellrecht­
lichen Irrtum sieht» so kann dem nicht gefolgt werden. Es 
verstösst nicht gegen die Lebenserfahrung» wenn eine Be­
hinderung durch G W m m  Anschluss an das eingehende 
Sachverständigengutachten verneint und als alleinige Ur­
sache des Unfalls die überhöhte Geschwindigkeit angesehen 
worden ist. Das Berufungsgericht musste nicht annehmen» 
der Unfall sei durch das Fehlen des Soziussitzes und der 
Fußrasten verursacht worden.

II.

1. Die Revision wendet sich auch zu Unrecht gegen die 
Ausführungen des Berufungsgerichts» mit denen dieses eine 
Ilaftungsbegrenzung mangels nachgewiesenen mitwirkenden Ver­
schuldens des Gaiwanger bei der.Entstehung des Schadens 
verneint hat. Auch hier kommt es auf ein Kennenmüssen von 
der Gefahr, die in dem Mitfahren ohne Soziussitz liegen 
kann, nicht an, da insoweit eine Ursächlichkeit vom Beru­
fungsgericht verneint worden ist und diese Ausführungen 
einen materiellrechtlichen Irrtum nicht erkennen lassen.

2. Auch daraus, dass G ^ H m  an der Fahrt teilnahm,
obwohl in einem Zeitraum von etwa 1 l/2 Stun­
den zwei Glas Bier oder, nach dem eigenen Vortrag der Klä-
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ger, zwei Glas Bier und einen kleinen Schnaps getrunken 
hat, lässt sich kein Vorwurf gegen erheben. Eben­
so wie in der vom erkennenden Senat bereits entschiedenen 
Sache (VI ZE 59/52 ürt vom 13- Januar 1954) konnte im vor­
liegenden Falle nicht festgestellt werden, dass der Führer 
des Kraftfahrzeugs grössere Mengen Alkohol zu sich genom­
men hatte oder erkennbar unter Alkoholeinfluss gestanden 
hat* Gegen einen Teilnehmer an einer Fahrt mit einem Kraft­
fahrzeug kann aber nicht schon deshalb ein Vorwurf erhoben 
werden, weil ihm bekannt ist, dass der Führer des Kraft­
fahrzeugs vor Antritt der Fahrt überhaupt Alkohol.zu sich 
genommen hat. Bern Fahrgast wird im allgemeinen erst dann 
ein Vorwurf zu machen sein, wenn er begründete Zweifel an 
der Fahrtüchtigkeit des Führers hätte haben müssen* Hier 
ist festgestellt, dass nur geringe Mengen Alkohol getrunken 
worden sind. Sonstige Anhaltspunkte für eine mangelnde Fahr­
tüchtigkeit des la&en nicirt vor. Auch daraus,
dass noch spät eine Gastwirtschaft auf suchte,
wird man nicht ohne weiteres einen Zweifel an der Fahr­
tüchtigkeit ableiten können, zumal für G f f p B H ^ e i n  An“ 
lass bestand, bei w^ ^ eren Alkoholgenuss zu
vermuten*

3. Die Eevision meint weiter, träfe ein ur­
sächliches mitwirkendes Verschulden an der Entstehung des 
Schadens, weil er nichts gegen die übermässige Geschwin­
digkeit unternommen habe. Hierzu hat das Berufungsgericht 
erwogen, wenn es sich um einen Kraftwagen gehandelt hätte, 
sei Gaiwanger verpflichtet gewesen, für eine Herabsetzung 
der‘Geschwindigkeit zu sorgen. Für den Beifahrer auf dem 
Bücksitz eines Motorrades sei eine solche Pflicht jedoch 
zu verneinen; dieser habe schon infolge <les bei dieser Ge-
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schwindigkeit sehr starken Luftwiderstandes keine Mög­
lichkeit, sich durch Zuruf mit dem Fahrer zu verständi­
gen. Er habe weiter genug zu tun, sich mit beiden Hän­
den festzuhalten, ob er nun auf einem ordnungsmässigen 
Sattel oder dem Gepäckträger sitze. Die Meinung des Land­
gerichts, habe bei dieser Geschwindigkeit eine
Verständigung mit dem Fahrer herbeiführen müssen, sei un­
richtig. Durch ein solches Beginnen würde nicht nur in 
unzulässiger Weise die Aufmerksamkeit des Fahrers abge­
lenkt, sondern auch eine unmittelbare Gefahr für den 
Beifahrer begründet. Eine Verständigung habe also nicht 
verlangt werden können.

Diese Ausführungen sind bedenklich. Es entspricht 
zwar der Rechtsprechung des erkennenden Senats, dass 
grundsätzlich der Führer eines Kraftfahrzeugs für die 
Führung desselben verantwortlich ist. Führt seine Fahr­
weise aber ersichtlich zu einer erheblichen Gefährdung des 
Fahrgastes, so ist diesem im allgemeinen zuzumuten, dass 
er seine Bedenken zu erkennen gibt. Das muss auch für den 
Beifahrer auf dem Hücksitz eines Motorrades gelten. Dass 
er bei einer Geschwindigkeit von 80 ka/st keine Möglich­
keit habe, ’sich mit dem Führer zu verständigen, kann nicht 
anerkannt werden. Dieser Rechtsirrtum des Berufungsgerichts 
kann aber nicht zu einer Aufhebung des Urteils führen, denn 
es wäre Sache der Beklagten gewesen, nachzuweisen, dass 
G J p B P H I  trotz erkennbar längerer gefährlicher Fahrweise 
nichts unternommen hat, um W p p p p p p |  zu einer Herab­
setzung der Geschwindigkeit zu veranlassen. Da es inso­
weit aber bereits an jedem Beweisantritt fehlt, ein sol­
cher Beweis auch nicht zu erbringen ist, können die Be­
hauptungen der Beklagten nicht ausreichen, ein mitwirken­
des Verschulden des darzutun.
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III.

Die Revision meint weiter, bei einem Kraftfahrzeug­
unfall sei die Betriebsgefahr stets eine der Ursachen des 
Unfalls und müsse auch dann berücksichtigt werden, wenn 
nur aus unerlaubter Handlung gehaftet werde. Soweit sie 
damit geltend machen will, auch der verletzte Mitfahrer 
eines Kraftfahrzeugs, dessen Halter ein anderer ist, müsse 
sich die vom Kraftfahrzeug ausgehende Betriebsgefahr ent- 
gegenhalten lassen, kann ihr nipht gefolgt werden. Diese 
Auffassung ist irrig und bisher vom Senat nicht vertreten 
worden.

Die Revision war daher mit der Kostenfolg'e gemäss 
§ 97 ZH> zurückzuweisen.

Dr.Kleinewefers Dr.K.E.Meyer Hanebeck Dr.Bode Dr.Kreft
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